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Bern/New York In der FDP for-
miert sich Widerstand gegen die 
konservative Finanzmarktpolitik 
von Parteichef Philipp Müller. FDP-
Wirtschaftsrechtler Peter V. Kunz 
spricht von einem «populistischen» 
Nein zur Lex USA. Wie Kunz 
fürchten auch Parlamentarier Wäh-
lerverluste. Deshalb fordert die 
Aargauer Ständerätin Christine 
Egerszegi: «Eine Volkspartei 
braucht eine gewisse Breite.» Mül-
lers Kritiker könnten Auftrieb er-
halten. Stimmen aus den USA las-
sen befürchten, dass der von der 
FDP provozierte Plan B dort chan-
cenlos ist. «Es sieht so aus, als be-
finden sich die zwei Seiten auf 
einem Kollisionskurs», sagt Jeffrey 
Neiman, der als Staatsanwalt mit 
dem UBS-Deal befasst war.

Letzte Woche hatte der «Blick» 
eine E-Mail veröffentlicht, in der 
Ex-FDP-Ständerat René Rhinow 
Müller «Verrat an den Grundsät-
zen einer glaubwürdigen FDP» 
vorwirft. Mit der Unterstützung 
der Initiative der Zürcher SVP, 
die das Bankgeheimnis in der Ver-
fassung verankern will, beteilige 
man sich am Schutz von Steuer-
hinterziehern. Müller ist ent-
täuscht und wirft Kunz vor, er 
verteidige nur seine bezahlte Ex-
pertentätigkeit. � dvb/ms

FDP-Spitze  
in der Kritik

Parteimitglieder fordern 
«glaubwürdige FDP»

Bern Leistenbrüche gehören zu 
den häufigsten medizinischen 
Eingriffen. Rund 12 500 werden 
in der Schweiz jährlich während 
eines Spitalaufenthalts operiert, 
obwohl die meisten auch ambu-
lant behandelt werden könnten. 
Ein für das Spital entscheidender 
Unterschied ist der Preis. Bleibt 
der Patient über Nacht, erhält das 
Spital mit knapp 4800 Franken 
doppelt so viel, als wenn er nach 
ein paar Stunden heimkehrt.

Für weitere zehn häufige Ope-
rationen hat Michael Stamm, me-
dizinischer Leiter des Operations-
zentrums Burgdorf, die Kosten-
unterschiede berechnet und 
kommt für diese elf Eingriffe wie 
Hämorrhoidenentfernung, Ten-
nis-Ellbogen oder Nasenschei-

denwandkorrekturen auf 105 Mil-
lionen Franken Mehrkosten. Für 
Stamm ist klar: «Insgesamt dürf-
te das Einsparpotenzial schweiz-
weit bei mehreren Hundert Mil-
lionen Franken jährlich liegen.»

Kantone erwägen Beteiligung 
an ambulanten Behandlungen

Die falschen Anreize sind schwer 
zu bekämpfen: Dem Patienten 
sind die Kosten egal, da sie die 
Krankenversicherung bezahlt. 
Letztere müsste bei einer Krampf-
adernentfernung in einem Berner 
Spital rund 2000 Franken vergü-
ten, weil die Kasse laut Gesetz 
45  Prozent der Spitalkosten trägt. 
Ambulant müsste die Versiche-
rung hingegen alles übernehmen: 
3500 Franken.

Ein von Stamm angeregtes Pilot-
projekt wollte die ambulanten 
Leistungen fördern und die Theo-
rie dem Praxistest unterziehen. Es 
wurde vom Berner Spitalamt als 
«interessant» eingestuft, scheiter-
te aber. «Wir haben keine Mittel, 
um es zu finanzieren», erklärt die 
Vorsteherin Annamaria Müller. 
Die grösste Berner Krankenversi-
cherung Visana hätte mitgemacht 
und bedauert es «ausserordent-
lich», dass keine neuen Lösungs-
ansätze erprobt werden.

Ein weiterer Effekt beschäftigt 
die Gesundheitsdirektorenkonfe-
renz (GDK). Je mehr die ambu-
lante Medizin gefördert wird, des-
to mehr werden die Prämienzah-
ler belastet, weil sie zu 100 Pro-
zent dafür aufkommen. Im Gegen-

satz zu den stationären Behand-
lungen, die ab 2017 zu 55 Prozent 
von den Steuerzahlern berappt 
werden. Laut GDK-Zentralsekre-
tär Michael Jordi diskutieren die 
Kantone nun, ob sie sich an den 
ambulanten Spitalbehandlungen 
beteiligen. «Ein Entscheid ist aber 
noch nicht gefällt. Die meisten 
Kantone müssten dafür erst eine 
Gesetzesgrundlage schaffen. 

Für die Aargauer CVP-Natio-
nalrätin Ruth Humbel zeigen die 
Beispiele, dass die stationären 
Preise teilweise viel zu hoch sind. 
«Wenn ‹günstige Fälle› zu gut ent-
schädigt werden, fehlt das Geld 
bei teuren Fällen in der Kinder-
medizin, Onkologie oder bei sel-
tenen Krankheiten.» 

� Petra Wessalowski

Einfache Operationen bieten Sparpotenzial
Vermeidbare Spitalaufenthalte verursachen Mehrkosten von 105 Millionen Franken

von Denis von Burg  
und Pascal Tischhauser 

Bern Vor fast genau 15 Jahren, am 
27. Juli 1998 gegen 22.30 Uhr,  
betraten vier Männer die Berner 
Safari-Bar an der Belpstrasse 11. 
Bewaffnet waren sie mit Hand-
granaten und mehreren Feuer-
waffen, darunter ein Sturmgewehr 
Kalaschnikow, Modell AK  741. 
Kurz darauf kam es in der Bar zu 
einem Schusswechsel. Als die 
Polizei gegen 23 Uhr am Tatort 
eintraf, fand sie vier blutüber-
strömte Leichen auf dem Boden 
des Lokals. Die mutmasslichen 
Täter waren unerkannt entkom-
men und blieben 15 Jahre lang 
spurlos verschwunden. 

Doch jetzt ist einer der mut-
masslichen Mörder gefasst. In der 
Türkei ist der Mann der Polizei ins 
Netz gegangen. Weil er als türki-
scher Staatsangehöriger nicht aus-
geliefert werden kann, wird ihm in 

der Türkei der Prozess gemacht. 
Die Berner Kantonspolizei bestä-
tigte auf Anfrage entsprechende 
Informationen der SonntagsZei-
tung. Der «Safari-Mord», einer der 
spektakulärsten und mysteriöses-
ten Schweizer Mordfälle, ist damit 
teilweise gelöst. 

Der späte Fahndungserfolg 
geht auf alte Spuren zurück. «Der 
Mann war bereits in den Jahren 
nach der Tat in den Fokus der Er-
mittler geraten», sagt Polizeispre-
cher Michael Fichter. Die Kripo 
der Berner Stadtpolizei hatte so-
fort die Sonderkommission Safa-
ri gebildet, zeitweilig fahndeten 
über 30 Polizisten nach den Mör-
dern. Mehrmals wurde die Sen-
dung «Aktenzeichen XY» einge-
schaltet. Entscheidendes für den 
allerdings erst späten Erfolg tat 
sich aber schon am Tag nach den 
Morden. Bauarbeiter in Schloss-
wil im Emmental fanden etwas 
abseits der Kantonsstrasse Bern–

Langnau eine Reisetasche mit  
blutverschmierten Kleidungsstü-
cken und den Tatwaffen. 

Offensichtlich führten diese 
Spuren die Polizei später zum Tä-
ter. Jedenfalls wurde bald darauf 
ein Mann international zur Fahn-
dung ausgeschrieben. Der mut-
massliche Täter konnte aber lan-
ge Zeit nicht dingfest gemacht 
werden. Warum dieser dann En-
de 2012 in der Türkei aufgespürt 
werden konnte, bleibt vorerst un-
klar. Die Polizei spricht lediglich 
von «intensiven Ermittlungen 
durch Mitarbeitende des Dezer-
nates Leib und Leben der Kan-
tonspolizei Bern». 

Schulden oder Abrechnung im 
Mafia-Milieu als Motiv

Zur Identität des mutmasslichen 
Täters und zu neuen Erkenntnis-
sen über die Tathintergründe 
schweigt sich die Polizei aus. Klar 
ist: Der Mordanschlag galt dem 

Pächter des Safari, dem türki-
schen Kurden G. K. Ein Schwei-
zer Spielautomatenhändler und 
zwei türkische Serviceangestellte 
wurden zufällig Opfer der Schies-
serei. Klar ist ebenfalls, dass der 
Pächter G. K. seine Pistole Walter 
PPK ebenfalls mehrmals abgefeu-
ert hat. 

K. – früher als Kellner im legen-
dären Berner Nachtclub Mocam-
bo beschäftigt – wollte selber ins 
Bar-Business einsteigen und hat-
te sich dabei offenbar massiv ver-
schuldet. Schon früh kursierte 
deshalb die These, dass der 
Versuch, Schulden einzutreiben, 
ausser Kontrolle geraten sei. An-
gesichts des aufgefundenen Waf-
fenarsenals war aber auch von 
Schutzgelderpressung und Dro-
genhandel im Milieu der türki-
schen Mafia die Rede. Möglicher-
weise ergibt der Prozess, der bald 
in der Türkei stattfinden soll, end-
gültige Klarheit. 

Der Tatort am 
28. Juli 1998: 
In der Berner  
Safari-Bar 
wurden in der
Nacht davor 
vier Menschen 
erschossen	
fotos: Keystone

Safari-Morde: Türke verhaftet
Einem mutmasslichen Täter wird nach 15 Jahren der Prozess gemacht

Bern Seit der Katastrophe von Fukushima und der daraufhin 
vom Bundesrat eingeleiteten Energiewende hat die Anti-Atom-
Bewegung wieder Aufwind. Mit Grosskundgebungen – letz-
tes Jahr versammelten sich beim AKW Mühleberg 20 000 Leu-
te – will man den Druck auf den Ausstieg aus der Atomener-
gie und den Einstieg in erneuerbare Energien hochhalten. 

Doch ausgerechnet jetzt, da die politische Debatte um die 
Energiewende mit den Beratungen im Parlament in die ent-
scheidende Phase kommt, müssen die Anti-AKW-Aktivisten 
auf ihren Anlass verzichten. Grund: Die Betreiber der Schwei-
zer Atomkraftwerke in Leibstadt, Gösgen und Beznau verhin-
dern die Durchführung. Das mehrtätige Energiefestival der 
Organisationen Menschenstrom und Klimacamp hätte im Sep-
tember in Kaiseraugst auf jenem Gelände stattfinden sollen, 
auf dem in den 80er-Jahren ein AKW geplant worden war. 
Nach langjährigem Widerstand nicht nur in der Region Basel 
wurde es schliesslich nicht realisiert. 

Doch die Stromkonzerne Alpiq, Axpo und der Aargauer 
Staatsbetrieb AEW wollen als Besitzer das heute landwirt-
schaftlich genutzte Gelände nicht hergeben. Dies, obwohl 
sämtliche behördlichen Bewilligungen vorlagen und der Päch-

ter des Landes einverstanden 
war. Auch eine Bittschrift von 
nationalen Parlamentariern aus 
praktisch allen Parteien konn-
te die Stromkonzerne nicht um-
stimmen. 

Dabei wollen die Organisato-
ren des Energiefestivals den 
Anlass explizit nicht als Provo-
kation verstanden wissen – ge-
rade weil er in Kaiseraugst, das 
bis heute als Symbol für den 
Widerstand gegen die Atom-
kraft gilt, geplant war. «Wir sa-
gen heute bewusst Ja zur Ener-
giewende statt wie früher Nein 
zu Atomkraft und wollten uns 
gewissermassen zusammen mit 
den Energiekonzernen für die 
Wende einsetzen», sagt Peter 
Scholer vom Organisationsko-
mitee des Grossanlasses.

Umgekehrt weisen die Strom-
unternehmen politische Moti-
ve von sich. Der für das Gelän-

de zuständige Peter Schibli, CFO beim Aargauer Energiever-
sorger AEW, sagt: «Wir stellen das Gelände für zeitlich limi-
tierte politische oder kulturelle Anlässe grundsätzlich nicht 
zur Verfügung.» So oder so liefert die Absage aber jetzt Stoff 
für neue politische Angriffe auf die AKW-Betreiber. «Die 
Stromlobby will trotz gegenteiliger Beteuerungen offensicht-
lich nach wie vor keine echte Energiewende», sagt Scholer. �
� Denis von Burg  

Grosskundgebung: Protest 
vor dem AKW Mühleberg im 
März 2012 � Foto: keystone

Atomlobby stoppt 
Energiedemo
AKW-Betreiber verhindern Energiefestival 
auf einem Gelände in Kaiseraugst

Von Denis von Burg

Bern Peter V. Kunz ist Professor 
für Wirtschaftsrecht an der Uni 
Bern und hat den Bundesrat im 
Zusammenhang mit der geschei-
terten Lex USA beraten. Kunz ist 
langjähriges Mitglied der FDP 
und sass für diese im Solothurner 
Kantonsparlament und im Ge-
meinderat von Dulliken. Jetzt 
geht er mit seiner Partei, die die 
Lex USA ablehnte, hart ins Ge-
richt. Sie habe aus populistischen 
Gründen die urliberale Lex USA 
verhindert und damit auf haar-
sträubende Art und Weise eine 
Staatslösung provoziert, die erst 
noch kaum Chancen auf Erfolg 
habe.

Hat Plan B des Bundesrates 
zur Lösung des Steuerstreites 
in den USA eine Chance? 
Ich kann mir kaum vorstellen, 
dass die USA diesen Plan B als 
Basis für die Lösung des Steuer-
streites akzeptieren werden. 
Weil zu viele Daten nicht 
geliefert werden können? 
Möglicherweise könnte dies eines 

Tages zum Problem werden. Aber 
schon jetzt ist klar, dass es Klagen 
gegen Datenlieferungen geben 
wird. Und selbst wenn diese am 
Ende keinen Erfolg haben sollten, 
führen sie doch zu massiven Ver-
zögerungen. Bis eine Klage von 
allen Instanzen behandelt worden 
ist, vergehen zwei bis drei Jahre. 
Damit können die USA nicht zu-
frieden sein. 
Die USA verlangen offenbar Ga-
rantien für die Datenlieferung.
Das ist aus Schweizer Sicht eine 

unerfüllbare Forderung. Das wis-
sen auch die Amerikaner. Eine 
Regierung kann den Gerichten 
nicht vorschreiben, wie diese zu 
entscheiden haben. Das ist wohl 
ein Bluff, um in den Verhand
lungen anderes durchzusetzen. 
Die Rede ist auch von einer 
Guillotinen-Klausel, die das 
Programm bei der ersten Klage 
beenden würde. 
Eine solche Forderung halte ich 
nicht für plausibel. Sie würde da-
zu führen, dass Banken gar nicht 

erst am Programm teilnehmen. Sie 
müssten ja fürchten, Informatio-
nen zu liefern, die dann nach Ab-
bruch des Programms für eine Kla-
ge gegen sie verwendet würden. 
Und wenn die USA die Offerte 
des Bundesrates ablehnen? 
Dann bleibt den Banken im Fall 
von Klageandrohungen wohl nur 
noch, Daten ohne Bewilligung zu 
liefern und damit gegen Schwei-
zer Recht zu verstossen.
Trotzdem bejubelt insbesonde-
re der Freisinn Plan B.
Es ist mir ein Rätsel, warum der 
Freisinn, in dessen Wirtschafts-
kommission ich sitze, derart haar-
sträubend agieren kann. Die FDP 
hat eine urliberale Lösung verhin-
dert und bejubelt jetzt eine Staats-
lösung. Das hat nichts mehr mit 
Liberalismus zu tun. Das Verhal-
ten der Partei und von Präsident 
Philipp Müller ist hirnrissig. 
Warum eine Staatslösung? 
Mit der Ablehnung der Lex USA 
hat man verhindert, dass die Ban-
ken ihr privates Problem privat 
hätten lösen können. Jetzt muss 
der Bundesrat wieder mit den 
USA verhandeln und Bewilligun-

gen erteilen. Ich bin entsetzt über 
die Ignoranz der FDP. Schon im 
Parlament haben einige Vertreter 
kein einziges sachliches Argu-
ment gebracht. 
Sie will nicht Bankenpartei 
sein. 
Offenbar hat die FDP unter Prä-
sident Philipp Müller kein ande-
res Ziel mehr, als sich von den 
Banken, ja von der Wirtschaft 
insgesamt, abzugrenzen. Das ist 
reiner Populismus. Man führt 
sich auf wie der kleine Bruder 
der SVP. Das ist eine schwache 
Leistung. Die FDP muss von die-
sem populistischen Kurs weg-
kommen, sonst verliert sie noch 
mehr Anhänger. 
Ist die FDP die Partei der Fi-
nanzanwälte und Treuhänder?
Das ging mir auch als Erstes durch 
den Kopf. Ich komme ja selber 
aus dieser Branche. In der Tat 
sind Treuhänder und Finanzan-
wälte die grossen Gewinner. Die 
können sich jetzt wehren. Ich fra-
ge Philipp Müller beim nächsten 
Wiedersehen, ob es wirklich das 
Ziel der FDP sein kann, eine 
Treuhänderpartei zu werden.

«Das Verhalten der FDP und 
von Philipp Müller ist hirnrissig» 

Peter V. Kunz, Professor für Wirtschaftsrecht, kritisiert die FDP-Haltung zur Lex USA

FDP-Mitglied Kunz: «Wie der kleine Bruder der SVP»�
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